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Das Kollektiv will mit der Bürgschaftserklärung zum 
Ausdruck bringen, daß von einer unbedingten Frei­
heitsstrafe abgesehen werden soll, weil das objektive 
Geschehen eine solche Strafe nicht erfordert und der 
Angeklagte durch ein gefestigtes Kollektiv im Prozeß 
der Arbeit umerzogen werden kann. Gerade für diese 
Fälle gewinnt die Bürgschaftsübernahme eine beson­
ders große Bedeutung. Es ist daher notwendig, daß 
die Gerichte im Falle einer bedingten Verurteilung 
vorliegende Bürgschaftserklärungen stets bestätigen, 
vorausgesetzt, daß sie von Kollektiven abgegeben 
wurden, die gefestigt und in ihrer Entwicklung fort­
geschritten sind und somit die Gewähr für eine Um­
erziehung des Täters bieten. Es muß aber auch be­
achtet werden, daß Kollektive, die eine Bürgschaft 
übernommen haben, bei der Verwirklichung dieser 
Verpflichtung selbst wachsen und sich festigen. Es 
dürfen also keine überspitzten Anforderungen gestellt 
werden.
Dem Bezirksgericht ist daher insoweit zuzustimmen, 
als es die fehlerhafte Praxis des Kreisgerichts kriti­
siert. Wenn aber das Gericht eine bedingte Verurtei­
lung ausspricht, ohne die vorliegende Bürgschaft des 
Kollektivs zu bestätigen, obwohl die im Rechtspflege­
erlaß genannten Voraussetzungen vorliegen, dann 
muß das übergeordnete Gericht die ideologischen Ur­
sachen, die' dieser fehlerhaften Auffassung zugrunde 
liegen, aufdecken und sich mit dem Richterkollektiv 
des betreffenden Gerichts darüber auseinandersetzen. 
Bestätigt das Gericht eine Bürgschaftserklärung des 
Kollektivs nicht, weil es auf eine unbedingte Strafe 
erkannt hat, dann kann sich das Rechtsmittel des Ver­
urteilten bzw. des Staatsanwalts nur gegen den Aus­
spruch der unbedingten Strafe richten, wenn sie der 
Auffassung sind, daß das Gericht fehlerhaft eine be­
dingte Verurteilung ablehnte, weil es die Kraft des 
Kollektivs unterschätzte.
In diesen Fällen wird die unbedingte Verurteilung 
und die Nichtbestätigung der Bürgschaft häufig ihre 
Ursache in einer ungenügenden Sachaufklärung haben. 
Die Rechtsmittel richten sich in diesen Fällen gegen 
die insoweit mangelhafte Aufklärung und den daraus 
resultierenden fehlerhaften Strafausspruch.
Eine Anfechtung lediglich der Nichtbestätigung der 
Bürgschaft ohne gleichzeitige Anfechtung des Straf­
ausspruchs würde den engen Zusammenhang zwischen 
dieser neuen Form der Mitwirkung der gesellschaft­
lichen Kräfte bei der Bekämpfung der Kriminalität 
und der Anwendung der Strafen ohne Freiheitsentzug 
auseinanderreißen.
Wird auf eine bedingte Strafe erkannt, weil das 
Gericht der Überzeugung ist, daß diese Strafe und die 
gleichzeitig bestätigte Bürgschaft die Gewähr bieten, 
den Verurteilten umzuerziehen und die gesellschaft­
lichen Interessen zu schützen, dann kann der Staats­
anwalt die nach seiner Auffassung fehlerhafte Be­
stätigung der Bürgschaft nur durch einen Protest 
gegen die bedingte Verurteilung anfechten. Die An­
fechtung der Entscheidung hat in diesem Fall doch nur 
dann Sinn, wenn eine unbedingte Strafe erstrebt wird.
Diese Schlußfolgerung ergibt sich aus dem engen Zu­
sammenhang zwischen bedingter Verurteilung und 
Bürgschaft.
Die richtigen Ausführungen des Bezirksgerichts zur 
Bedeutung der Bürgschaft für die gesellschaftliche 
Wirksamkeit der Strafen sind daher nicht geeignet, die 
Zulässigkeit eines Rechtsmittels allein gegen die Nicht­
bestätigung einer Bürgschaft zu begründen.
Sollte ein Gericht eine bedingte Verurteilung aus­
sprechen, ohne aber gleichzeitig eine vorliegende Bürg­
schaft zu bestätigen, dann muß es dennoch Aufgabe 
des Gerichts und der Staatsanwaltschaft sein, die vor­

handenen gesellschaftlichen Kräfte in ihrer Erziehungs­
arbeit wirksam zu unterstützen, da dies unabhängig 
von der Bestätigung der Bürgschaft eine ihrer wich­
tigsten Aufgaben ist. Durch eine enge Zusammenarbeit 
zwischen Justizorganen und den gesellschaftlichen Kräf­
ten wird garantiert, daß das Kollektiv, dessen Bürg­
schaftsübernahme durch das Gericht nicht bestätigt 
wurde, sich dennoch an der aktiven, zielgerichteten 
Einflußnahme auf den Verurteilten beteiligt und sei­
nen Beitrag zur Bekämpfung der Kriminalität leistet.
Abschließend sei noch vermerkt, daß die Nichtbestäti­
gung einer Bürgschaft nicht in den Tenor des Urteils 
aufzunehmen ist. Lediglich in den Urteilsgründen ist 
darzulegen, weshalb das Gericht von der Bestätigung 
Abstand genommen hat.

Oberrichter Joachim S c h l e g e l ,  Vorsitzender des 
Kollegiums für Strafsachen am Obersten Gericht

Erster Abschnitt IV B ZifT. 4 des Rechtspflegeerlasses; 
§§ 41, 44, 182 StPO.
1. Nach dem Rechtspflegeerlaß gelten für die A u s ­
s a g e n  des Vertreters eines sozialistischen Kollektivs 
lediglich die Bestimmungen über die Vernehmung von 
Zeugen. Alle anderen Bestimmungen über Zeugen 
(z. B. Ladung unter Hinweis auf die gesetz­
lichen Folgen des Ausbleibens, zwangsweise Vor­
führung, Verhängung von Ordnungsstrafen bei Nicht­
erscheinen) sind nicht anwendbar.
2. Die Ladung von Vertretern der Kollektive erfolgt 
durch das Gericht gern. § 182 StPO.
BG Rostock, Beseht, vom 23. November 1963 — BSR 
97 63.
In Vorbereitung des Strafverfahrens gegen J. hat der 
Vorsitzende der Strafkammer des Kreisgerichts einen 
Vertreter des Arbeitskollektivs des Angeklagten zur 
Hauptverhandlung geladen.
Zur Hauptverhandlung war bei Aufruf der Sache der 
Vertreter des Kollektivs nicht erschienen. Nach Ver­
nehmung des Angeklagten legte die Strafkammer zur 
Feststellung der Gründe des Ausbleibens des Vertreters 
des Arbeitskollektivs eine Pause ein. Unmittelbar nach 
Beendigung der Pause meldete sich als Vertreter des 
Arbeitskollektivs Otto S. Er entschuldigte sich für sein 
Fernbleiben.
Die Strafkammer erkannte die Entschuldigung nicht 
an. Es wurde der Beschluß verkündet, daß dem Bür­
ger Otto S. gern. § 44 StPO wegen Nichterscheinens 
zum Termin trotz ordnungsgemäßer Ladung und ohne 
ordnungsgemäße Entschuldigung eine Ordnungsstrafe 
von 50 DM auferlegt wird.
Gegen diesen Beschluß legte der Bürger S. Beschwerde 
ein. Er trug vor, daß er von seinem Arbeitskollektiv 
kurzfristig mit der Vertretung in der Hauptverhand­
lung beauftragt worden sei. Er habe den Hauptver­
handlungstermin vergessen. Die Strafkammer habe 
den Beschluß trotz seiner mündlichen Bitte und Ent­
schuldigung nach der Hauptverhandlung nicht aufge­
hoben.*
Die Beschwerde hatte Erfolg.
Aus den G r ü n d e n :
Die Strafkammer hat im vorliegenden Verfahren eine 
formale Entscheidung getroffen, die dem Gesetz wider­
spricht.
Voraussetzungen für die sich aus § 44 StPO ergeben­
den Folgen für einen ausgebliebenen Zeugen sind 
erstens der Nachweis einer ordnungsgemäßen Ladung 
und zweitens eine ungenügende Entschuldigung. Es ist 
jedoch zunächst zu prüfen, ob die Vorschrift des § 44 
StPO überhaupt auf Vertreter des Kollektivs ange­
wendet werden kann.
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